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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 14 AS 146/14 B 
 
L 9 AS 1848/12 (LSG Baden-Württemberg) 
S 2 AS 4992/10 (SG Stuttgart) 
 
 
 
………………., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Landkreis Esslingen, 
Uhlandstraße 1, 73734 Esslingen, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. August 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie den Richter   Prof. Dr.  B e c k e r   

und die Richterin   H a n n a p p e l   

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm zur Durchführung des Verfahrens der Nichtzulassungsbeschwerde 

gegen das Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 8. April 2014 Prozess-

kostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt D          , B            , beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landesso-

zialgerichts Baden-Württemberg vom 8. April 2014 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Antrag des Klägers auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) für eine Nichtzulas-

sungsbeschwerde ist abzulehnen, weil ungeachtet der Frage der persönlichen und wirtschaft-

lichen Verhältnisse die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg 

bietet (§ 73a Sozialgerichtsgesetz <SGG> iVm § 114 Zivilprozessordnung <ZPO>). Es ist nicht 

zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) in der Lage 

wäre, die von dem Kläger angestrebte Nichtzulassungsbeschwerde erfolgreich zu begründen. 

Dazu müsste einer der drei in § 160 Abs 2 Nr 1 - 3 SGG abschließend aufgeführten Zulas-

sungsgründe - grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache, Abweichung (Divergenz), Verfah-

rensmangel - mit Erfolg geltend gemacht werden können, denn nur diese in Bezug genomme-

nen Gründe können zur Zulassung der Revision führen. Ein solcher Zulassungsgrund ist unter 

keinem Aspekt ersichtlich. 

 

Der Kläger selbst hat seinen PKH-Antrag nicht begründet. Aus den herangezogenen Verfah-

rensakten ist das Vorliegen eines der in § 160 Abs 2 SGG genannten Gründe für die Zulassung 

der Revision bei der im PKH-Verfahren gebotenen summarischen Prüfung des Streitstoffs (vgl 

Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, VI. Kap, 

RdNr 70) nicht zu erkennen. 

 

Das Urteil des Landessozialgerichts (LSG) lässt weder Rechtsfragen grundsätzlicher Bedeu-

tung (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) erkennen, die im vorliegenden Verfahren klärungsbedürftig und 

klärungsfähig sein könnten, noch ist ersichtlich, dass das LSG Rechtssätze aufgestellt hat, die 

von der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG), des Gemeinsamen Senats der 

obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweichen und auf 

dieser Abweichung beruhen, sodass auch eine Zulassung wegen Divergenz iS des § 160 Abs 2 

Nr 2 SGG nicht in Betracht kommt. Das LSG ist ausdrücklich der Rechtsprechung des BSG 

hinsichtlich eines Mehrbedarfs eines schwerbehinderten Menschen mit Gehbehinderung (Urteil 

vom 21.12.2009 - B 14 AS 42/08 R - BSGE 105, 201 = SozR 4-4200 § 8 Nr 1; Urteil vom 

15.12.2010 - B 14 AS 44/09 R - FEVS 62, 541) gefolgt. Dass sich anlässlich des vorliegenden 

Falls noch nicht beantwortete Rechtsfragen grundsätzlicher Bedeutung stellen könnten, ist nicht 

ersichtlich. 

 

Ebenso wenig ist ein Verfahrensmangel (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) erkennbar, auf dem die ange-

fochtene Entscheidung des LSG beruhen kann und der in zulässiger Weise im vorliegenden 

Verfahren geltend gemacht werden könnte. 

 

Da PKH nicht bewilligt werden kann, entfällt zugleich die Beiordnung eines Rechtsanwalts im 

Rahmen der PKH (§ 73a Abs 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO). 
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Die vom Kläger ohne zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegte Beschwerde ist unzu-

lässig, weil sie nicht den zwingenden Vorschriften entspricht. Der Kläger muss sich vor dem 

BSG gemäß § 73 Abs 4 SGG durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten vertreten 

lassen. Er kann eine Prozesshandlung rechtswirksam nicht vornehmen, folglich auch nicht 

selbst Beschwerde einlegen. Die nicht formgerecht eingelegte Beschwerde des Klägers ist des-

halb nach § 160a Abs 4 Satz 1 SGG als unzulässig zu verwerfen. Die Entscheidung ergeht in 

entsprechender Anwendung des § 169 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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